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(No. EN Verordnung, betreffend die Werds ate im Kroes Poſen. Vom 
Iten Februar 1847. 


Wi durduch Wilhelm, t von Gottes hf ang bon 
Preußen dc. ꝛc. 


Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: 
In dem Publikations-Patent vom gten November vorigen Jahres, haben 


Se. Bee 729. 
, ee. 1354, 


Wir bereits beſtimmt, daß die Juſtiz in Unſerm Großherzogthum Poſen durch 
Friedensgerichte, durch Landgerichte, und durch ein in Poſen einzurichtendes Ober⸗ 


Appellations⸗ Gericht verwaltet, und das muͤndliche Verfahren in den dazu geeig⸗ 


neten Faͤllen beibehalten werden ſoll. Ueber die hierdurch entſtehenden Abweichun⸗ . 


gen des Geſchaͤftsganges von der Allgemeinen Gerichtsordnung Unſerer Staaten, 
haben Wir Uns die näheren Beſtimmungen vorbehalten, wel 60 Wir in der 3 
genwaͤrtigen Verordnung ertheilen wollen. 

Wir verordnen demnach wie folgt: 


Erſter Ab ſchnitt. 
Von dem Verfahren bei den Landgerichten in Prozeſſen 
F. I. In den Prozeſſen, die auf einfachen Thatfachen beruhen, ſoll das 
muͤndliche Verfahren abe e werden. 
F. 2. Dabin gehören beſonders folgende ebtsangelegenpetans 
a) Wechſel⸗ Exekutivprozeſſe, und klare RD 164 
b) Proſſeſſorienſachen, 
c) Mieths⸗- oder Pachträumungsſachen, 
d) Arreſtſachen, 15 a 
e) Alimentenprozeſſe, 
) Klagen aus einem Judikate, 
8) Diffamations⸗ und Provokationsprozeſſe, 
h) Prioritaͤtsſtreitigkeiten außer dem Konkurſe und Eiguibationepropeffe, und 
i) Streitigkeiten, Bolte bei Vollſtreckung der Exekution entſtehen. 
H. 3. In den uͤbrigen Prozeſſen, namentlich in den Konkurs⸗ und Liqui⸗ 
dationsprozeſſen, bleibt es dagegen bei der ſchriftlichen Verhandlung nach Anleitung 
der Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung. 


Jahrgang 1817. F H. Ar 
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(Ausgegeben zu Berlin den 18ten Maͤrz 1817.) 


Allgemeine 

Vorſchriften. 
In welchen 
Rechtssachen 
das muͤnd⸗ 
liche Verfab⸗ 


xen ſtatt fin⸗ 
det. 


= ao, - 


$. 2 Sobald eine lage eingehet, pruͤft das Gericht nach dem Vorſtehen⸗ 
a den: ob ſie zum mündlichen ortrage geeignet iſt, oder ob fie zur ſchriftlichen Ver⸗ 


handlung nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung verwieſen werden muß, 
und giebt der Sache hiernach die erforderliche Einleitung. Findet ſich im Laufe des 
muͤndlichen Verfahrens, daß der Rechtsſtreit zu weitlaͤuftig oder zu verwickelt wird, 
um auf dein vorgeſchriebenen Wege fortgeſetzt zu werden; fo verfuͤgt das Gericht 


Deffent⸗ 
lichtolichen öffentlich, jo daß Jedermann als Zuh 
Verfahrens. Inhalt der Sache von der Art, daß 


werden 


Durch wen F. 52 Der mu 
gehalten wenn fie ſich fähig hält, ihre Re 


. der Zahl der bei dem 
2 ER ES Pre anı Salsa Kur? un 5 * in A 
$ 5 5 Se un gehe 2. wählen. 1 Ri 
Jay zn. ee mächtigte 


| ee 55 H. 0. Denjenigen Partheien, die ihre Armuth durſch eg nachweiſen 
17702729 7777 Allgemeine Gerichtsordnung Theil I. Tit. 23. F. 30. se.), ordnet das Gericht, 


a. a = Kaufe. en. Zr 


Zu welcher $. 10. Zum mündlichen Vortrage werden in jeder Woche beſondere Tage 
Zeit? beſtimmt, und jede Sache zu einem derſelben ausdruͤcklich verwieſen, ohne daß es 


r 


1 Betragen H. 13. Wer beim öffentlichen Vortrage die Ruhe und Ordnung, ſey es 
ech Man⸗ durch unzeitiges Lautſeyn, oder durch Aeußerungen von Beifall oder Mißbilligung, 
datarien und fort und der Ermahnung ſich ruhig zu verhalten, kein Gehöoͤr giebt; wer die Ehr⸗ 
a aM erbietung, welche er dem Orte und den Richtern ſchuldig tft, verletzt, und wer fich 
Vortrage. Beleidigung und Bedrohung der Gerichtsperſonen erlaubt, der ſoll auf Anordnung 
des Dirigenten augenblicklich entfernt, und von dem verſammelten Gericht mit ei⸗ 
ner ſogleich zu vollziehenden Geld⸗ oder Gefaͤngnißſtrafe, welche jedoch eine Geld⸗ 
Br 75 x 7 8 


x 


(desk pine ER nd ne u eee 


FFF 8. Jeder Parthei wird geſtattet, dem mündlichen Vortrage ihrer Sache 


buße von am anzig Thalern oder achttaͤgigem, Arreſt nicht uberſteigen darf belege, 
oder zum Zwecke der förmlich einzuleitenden Unterſuchung verhaftet werden. 
1 H. IB.“ Die Partheien und ihre Bevollmaͤchtigten ſollen ſich, bei Verniel⸗ i 
dung einer nach dem Maaßſtabe des vorigen H. ſofork zu vollziehenden Ordnun⸗ 3 pe 
firafe, gegen einander anſtaͤndig und gefiftet betragen, ſich aller perſoͤnlichen und 
leidenſchaftlichen Aeußerungen enthalten, und den gegenſeitir gen Vorkrag unter kei⸗ 
nem a unterbrechen. 
f Juſtizkommiſſarien und Advokaten) welche es ſich zur Glwohnheit 
Herder lassen, dieſer Vorſchrift entgegen zu handeln, ſollen ferner. zum Wantlichen 
h ne gelaſſen werden. 
Eine Parthei, welche dem Vortrage ihres Bessttiächigten ber 
wohnt, er die Befugniß, am Schluſſe deſſelben ihren Anwald darauf aufınerkfaite 
u machen, was etwa in der Sache uͤbergangen oder derſelben noch hinzuzufuͤgen 
iſt, Unterbricht ſie ihn im Vortrage und giebt der erfolgenden Zurechtwelſung des 
e nicht augenblicklich Gehör, Al ol ſie en dem Sitzungsſaale ‚entfernt 
Wer en. 

F. 17. Die klagende Parthei ha bie Verpflichtung; eine nach Len Vor⸗ Beſondere 
ſhriften der Allgemeinen Gerichtsordnung vollſtändig entworfene Klage einzurei⸗ Auffangen 
chen. In den Sachen, in welchen der Suͤhneverſuch beim Friedensgericht voran⸗ der Klage 
gehen muß, geht die Klage mit den Verhandlungen von dort ein. Wo dies nicht 
der Fall iſt, muß die Parthei eine Abſchrift des Klageberichts und fetter Beilagen 
zur Mirebeilung an den Gegner beifügen. 

Tritt ein Bevollmaͤchti ee auf, fo kann ohne Beifügung einer firmirhen 

Walch in der Regel die Klage nicht eingeleitet werden. 
5 §. 18. Der Kla ageberich t wird von den zu ernennenden 2 Oeputnten der 
Sache i im Kollegio ee vorgetragen. 

Unzuläſſige Anſpruͤche werden ohne weiteres durch ein? Dekret zuruͤckgewieſen. 
Bei unvollſtaͤndigen Klagen aber belehrt das Kollegium zuvörderſt die Yarthei, was 
fie zur Subſtantiſrung derfelben noch beizubringen habe. 

§. 19, Wird fie aber vollſtaͤndig und ſubſtantürt befunden, 5 wird zum Anſetzung 
mündlichen Vorkrage ein Termin anberaumt. e 

$. 20. Die Beſtimmung des Tages (H. TO.) geſchieht durch den 2 Dirigenfen 2 
des Kollegii, welcher den Termin in ein zu dieſem Zweck e Buch (Ter⸗ 
Winkglenber einfräi t, und die zu beſchleunigenden Sachen eſonders aus zeichnet. 

H. 21. Bei Anſetzung der Termine wird darauf geachtet, daß nicht mehr 
i auf einen Tag anberaumt werden, als in dem beſtimmten Zeitraum mit 
Wahrſcheinlichteit werden abgehalten werden können. 

H. 22. Zu dem Termine werden beide Theile, der Berklagte unter Mit- Vorladung 
cheilung der vom Klaͤger eingereichten Abſchrift der Klage und ihrer Beilagen, den ire 
Fall ausgenommen, wo dieſe Kommunikation durch das betreffende Friedensgericht 
ſchon geſchehen iſt, mit der Warnung des ee Kontämazialverfäh⸗ 
rens für 75 ausbleibende Parthei, vorgeladen. 

f Die Vorladungen werden fbemlech ausgefertiget, wenn ſie an die 
Hartheien ee erben an die Bevollmächtigten, wenn ſie Juſtiz⸗ 
kommiſſarien oder Advokaten ſind, ergehen ſie =. durch Abfchrift des Dette 


H. 24. 


2 a = 7 > 1 


N 


F. 24. Die Inſinuation geſchiehet nach den Vorſchriften der Allgemeinen 
Gerichtsordnung, und die etwanige Ausſetzung eines Termins muß nach den eben⸗ 
daſelbſt bei den einzelnen Prozeß⸗Arten gegebenen Beſtimmungen beurtheilt werden. 
Beantwor⸗ H. 25. Nach erfolgter Inſinuation der Klage muß der Verklagte in allen 
Klage. Fällen, Wechſelſachen allein ausgenommen, beſonders aber wenn er eine Gegen⸗ 
forderung anzubringen, oder bei der Klagebeantwortung Thatſachen anzufuͤhren, 
oder Beweismittel anzugeben hat, worüber die Erklaͤrung des Gegners noͤthig 
iſt, die Rekonventionsſchrift oder die Beantwortung der Klage mit der Abſchrift, 
binnen einer gleich in der Vorladung zu dem Termin (F. 22.) zu beſtimmenden Friſt, 
vor dem Termine dem Gerichte dergeſtalt einreichen, daß letzteres ſelbige fruͤhzeitig 
i gen dem Kläger. oder deſſen Bevollmächtigten mittheilen, und dieſer gehörig vor⸗ 
bereitet erſcheinen kann. Die Mittheilung erfolgt von, Seiten des Gerichts augen⸗ 
NS blicklich durch eine Verfiigung des Dirigenten. Laͤßt aher der Verklagte die obge⸗ 
dachte Friſt verſtreichen und wirkt auch nicht in Gemaͤßheit des H 24. eine Proro⸗ 
gation des Termins aus, fo: kann in dieſem ‚über die Gegenforderung oder uͤber 
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in Verfabren H. 28. Wenn ein Prozeß aufgerufen wird, und die Partheien oder ihre 
ER " Bevollmächtigten melden ſich nicht, fo wird gegen den Ausbleibenden ſofort inCon- 
„ , ee e e. N 
eee, a, . 
— . le, , 


und eee je nachdem Klaͤger oder Verklagter ausgeblieben iſt, entweder die 


See gene 4 
* ie zu Protokoll erklaͤrt, 


de Anwald ihr Man⸗ 
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g. 30. Erſcheinen beide Theile, fo wird zum wechſelſeitigen mündlichen _ Vortrag 
Vortrage geſchritten. Dieſer Vortrag, naͤmlich die Klage, Beantwortung und der Sache. 
Replik, muß vorher ausgearbeitet ſeyn, und ſich in den Manual⸗Akten befinden. 
Der Klaͤger beginnt ihn, und der Verklagte antwortet, beide unter Vorlegung der 
zur Sache gehorenden Originaldoku mente. 4 5 
Es iſt nicht noͤthig, die Klageſchrift und ihre Beilagen vorzuleſen, weil 
Richter und Parthei von ihrem Inhalte ſchon unterrichtet ſind; es genuͤgt viel⸗ 
mehr eine kurze Darſtellung des Gegenſtandes der Sache und der Beweismittel. 
Wenn hiernaͤchſt, in ſofern es noͤthig iſt, woruͤber dem Dirigenten des 
Gerichts die Entſcheidung zuſtehet, der Klaͤger wiederum geantwortet, und der 
Verklagte darauf erwiedert hat; fo wird der Vortrag geſchloſſen, ohne ſchrift⸗ 
liche Rechtsausfuͤhrungen zu geſtattee n. er 
Ungeachtet die Leitung des mündlichen Vortrages in der Regel zu dem Amte 
des Dirigenten gehoͤrt, und dieſer dabei allenthalben auf beſtimmte Einlaſſung 
und Erklaͤrung der Partheien über die erheblichen Thatſachen zu ſehen, und ihnen 
die noͤthigen Vorhaltungen zu machen hat; fo kann doch auch der Dirigent, wenn 
es die Umſtaͤnde erfordern, die ſpezielle Leitung des muͤndlichen Vortrages in der 
einzelnen Sache dem Deputirten übertragen. Auf jeden Fall iſt es die Pflicht des 
letzteren, uͤber den muͤndlichen Vortrag eine Verhandlung aufzunehmen, welche 
das Erſcheinen der Partheien, die Uebergabe der Vollniachten, und den Her⸗ 
ang beim Vortrage im Allgemeinen zum Gegenſtande hat. Kommen jedoch 
eim Vortra e Zugeſtaͤndniſſe, Entſagungen, oder andere weſentliche Erklaͤrun⸗ 
gen der Partheien vor, welche von dem Inhalte ihrer ſchriftlichen Auslaſſungen 7 
abweichen: ſo muͤſſen auch dieſe zum Protokoll genommen werden. Nach been⸗ ve aa 7 3 
digtem Vortrage verfucht der Dirigent des Kollegtt, oder der Deputirte, wenn = 4 
dieſem die Leitung des Vortrages übertragen geweſen, die Sühne. Kommt eine 
guͤtliche Einigung zu Stande, fo wird der Vergleich vom Deputirten ſofort auf⸗ . eee 
genommen, und hiernaͤchſt in Ausfertigungen den Intereſſenten zugeſtellt. meu 744° (derzerch), 
F. 31. Mehrere Litiskonſorten, gleichviel, ob Kläger, oder Verklagte, ra 72077 | 
oder accefforifche Intervenienten, muͤſſen ſich vor dem Aufrufe der Sache verei⸗ f 
nigen, wer von ihnen, oder wer von ihren Bevollmaͤchtigten den Vertrag halten : 
ſoll; widrigenfalls der Dirigent des Gerichts denjenigen beſtimmt, welcher zum 
Vortrag gelaſſen werden oil Hat indeſſen einer von ihnen befondere Gründe: 
oder Thatſachen anzufuͤhren, welche ſeine Perſon allein betreffen; ſo muß auch 
er zum Vortrage verſtattet werdmgmu . a 
FH. 32. Bei Litisdenunziationen, Adzitationen und Nominationen, erfolgt 
die mündliche Verhandlung gleichfalls nach vorſtehenden Anordnungen. N 
H. 33. Der Klagegrund kann beim mündlichen Vortrage eben fo wenig 
eändert werden, als der Klageantrag auf eine andere Leiſtung gerichtet werden 
kann, als diejenige iſt, welche im Klagebericht fordert oDgDden, 0 
F. 34. Sobald der muͤndliche Vortrag geſchloſſen und die Sache durch Ver⸗ Schluß de, 
leich nicht beigelegt iſt, fo überreichen die Partheien oder ihre Bevollmächtigten Garne Be. 
75 Gericht ihre Privat⸗Akten, welche nothwendig mit einem Inhaltsverzeichniſſe 5 
verſehen ſeyn muͤſſen, und werden ſodann nebſt den im Gerichtsſaale befindlichen 
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Entſchei⸗ 


dung der 
Sache. 


Wenn die 
Erörterung 


= 42 3 


+43 


b) zur nochmaligen mündlichen Verhandlung oder zur foͤrmlichen Jnſtruktion 
c) ob der Beweis durch Ableiſtung zugeſchobener Eide oder Vernehmung von 


§. 41. 


wu 43 — . 5 . j 3 


F. 41. Kommt es auf Beweisaufnahme (F. 35. lit. e.) an, fo erhält: dazu Wenn es 
eine Gerichtsperſon den Auftrag,. Dieſe entwirft zur Leitung des Geſchaͤfts en au nahme 
Status Controversiae, ladet die Partheien oder ihre Bevollmächtigten zu einem ankommt. BE 
Termin vor, und verhandelt uͤberhaupt unter ihrer Zuziehung bis zum Schluſſe der ele, a ee , 
Sache. In denjenigen ſchleunigen Prozeſſen, in welchen die Beweismittel fofort 5 , 
zur Stelle gebracht werden muͤſſen, erfolgt deren Aufnahme ſofort, und in demſel⸗ , 277 ei; 

4 ß ? 1 ar) Zur Bright SE. Fanta ef | 


Auch muſſen zugeſchobene; und angenommene Eide „deren Erheblichkeit FF (( 
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H. 43. Iſt eine förmliche Inſtruktion veranlaßt worden, ſo wird beim , zZ au, e, a, 


handelt. Ihre Einleitung erfolgt daher wie bei jeder andern Klage. > gen 
F. 47. Wegen Zulaͤſſigkeit des Rechtsmittels der Appellation, und wegen N a. 
e l ec 70 


F. 40, Das Gericht leitet das Verfahren nach den Vorſchriften der Allge⸗ i = 
meinen Gerichtsordnung, nur muͤſſen die Partheien alle Antraͤge und Geſuche # 
5 einreichen, und zwar doppelt, um die Mittheilung an den Gegner zu = 

efoͤrdern. 0 een i denden nd e 10 134 

H. 50. Iſt der Appellant mit dem Appellations berichte praͤkludirt worden, 
oder iſt die Sache, bei welcher keine neuen erheblichen Thatſachen, oder neue Be⸗ 
BE weis⸗ 


lichen Verhandlungen mit den Mannual⸗Akten der Partheien an das Gericht der 


Abfaſſung 
des Appella⸗ 
tions⸗Er⸗ 
kenntniſſes. 


Reviſion. 


Anmeldung 


„ _ 
weisinittel vorkommen, im Dedüktionsbverfahren geſchloſſen; ſo werden die gericht⸗ 


H. 52. Sobald nach dem Vorſtehenden ſchon geſchloſſene Akten bei dem 
Gerichte der zweiten Inſtanz eingehen, werden ſie zur Abfaſſung des Erkenntniſſes 
vorgelegt; es wird ein Referent ernannt, und das demnaͤchſt abgefaßte Urtel oder 
Reſolut, wird in einer Ausfertigung dem Gerichte erſter Inſtanz, unter Ruͤckſen⸗ 


ſtanz angeftellten Juſtizkommiſſarien oder Advokaten waͤhlen. 
F. 53. 


83. Schriftliche Deduftionen finben auch bei den mündlichen Appella⸗ 


niſſes gelten die Vorſchriften für die erſte Inſtanz (F. 34 — 30.) Hierbei hat 


das Kollegium die Vorſchrift H. 38. beſonders zu beachten, und wenn ihm eine 


einen zu faſſenden Beſchluß, der 
Ser He 


Auch wegen Anmeldung der Revision, und bei Leitung des Verfah⸗ 


gaht rens in dritter Juſtanz, bleiben de Baſchſhe Ber Geſetzes unverandert. 
g 5 0. 


58. Iſt das Verfahren durch den Schriftwechſel geſchloſſen, oder find 
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die Partheien oder ihre Bevollmaͤchtigten mit den Schriften praͤkludirt: fo werden 


Abfaſſung 
des Revi⸗ 
ſions-Urtels. 


nach erfolgter Inrotulation der Akten, die Berhandlungen zur Abfaſſung des drit⸗ 
ten Erkenntniſſes an das Ober⸗Appellationsgericht abgeſandt. i 


2 [4 den. n N vo EI 8 * 
H. 54. Die Zulaͤſſigkeit des Rechtsmittels der Reviſton, richtet ſich nach 
den Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung. Es wird bei dem Gerichte 


Es wird daher weder ‚mündliche ? zerhandlung „ noch foͤrmliche In⸗ 


. ̃ oc——— ⅛¼ 6—V—— 


6. 61. Wenn dies geſchehen iſt, ſo verfügt das Gericht die Muüͤckſendung 
der geribtlichen Akten an den Richter der erſten Inſtanz, und legt Abſchriften der 
in beiden Inſtanzen ergangenen Urtel bei. > 
§. 62. Jedes Kontumazial⸗ Erkenntniß wird dem anweſenden Klaͤg ger un⸗ Von dem 
mittelbar nach der Abfaſſung (F. 28.) publizirt, und die Ausfertigungen deſſelben e en 
werden demnaͤchſt beiden Theilen ausgehändigt. KLontumaztal⸗ 
$ 63. Bei der Zufertigung an den Verklagten, bedarf es keiner beſon⸗ Erkenutußß 
dern Verfugung; ſondern die Belehrung wegen des zustehenden Rechtsmittels, 
wird dem Urtel am Schluffe beigefügt. 
F. 64. Wegen Einwendung der Reſtitution und der Friſt, binnen welcher 
fie zal ſig iſt, werden die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung befolgt. 
F. 68. Jedes Meſtitutionsgeſuch muß mit ſeinen Beilagen doppelt einge⸗ 
reicht dh 
§. 66. Wird es nicht begründet befunden , fo weiſet das Gericht die ar 
the ſofort zuruck. 
§. 67. Jin entgegengeſetzten Falle verfügt es die Vorladung beider Theile 
zum muͤndlichen Verfahren. 
§. 68. Kommt es in dem, in der Allgemeinen 11 e (F. 125. 
des Anhanges) ausgedruckten Falle, noch auf die Erklärung des Klaͤgers an, ob 
er die Verhandlung der Sache in erſter Inſtanz geſtatten wolle oder nicht; ſo muß 
dennoch die Vorladung zum Verfahren uͤber das Reſtitutionsgeſuch, und eventua⸗ 
liter zum Verfahren in Appellatorio, erfolgen. 
F. 69. Faͤllt jene Erkaͤrung verneinend aus, ſo wird durch eine bloße Re 
fohrtion des Gerichts, der Verklagte mit dem Reſtitutionsgeſuche abgewieſen, und 
das Appellationsverfahren ſofort eingeleitet. 
$. 70, Erfolgt dagegen die? erhandlung in erfter Inſtanz, fo werden i im 
Fortgange der Sache ſaͤmmtliche Vorſchriften beobachtet, welche oben fuͤr dieſen 
Gegenstand gegeben find, 


Zweiter A bſchnitt. 


Von den a 
7 §. 1125 Die Friedensgerichte ſind, außer der Kognition uͤber die Streitſa⸗ Zweck der 
chen, von welchen weiter unten (F. 100. seq.) die Rede ſeyn wird, dazu beſtinmt, dice e 
um in allen Rechtsangelegenheiten, welche zur Entſcheidung des ordentlichen Rich⸗ 
ters gelangen ſollen, vor Anſtellung des förmlichen Prozeſſes, die guͤtliche Beile⸗ 


gung unter beiden Theilen zu verſuchen. 


72. Jede Parthei iſt ſchuldig, vor proz efſugliſcher Einleitung einer Ihr Wir- 
Rechtssache, ihren Gegner zum Verſuch der Suͤhne vor das Sah d £ vor⸗ frugsfeeis. 
laden zu laſſen. 

Ausgenommen ſind folgende Gegenſtaͤnde: 

a) 3% lle Angelegenheiten, welche ohnehin zur Kognition des Frdddensgerichts 
ehoͤren; 
a v) Wechſel⸗ Arreſt⸗, Alimenten- und Exekutiv⸗ ⸗Prozeſſe; 
c) Klagen des Fisei und wider denſelben; 3 

d) Klagen der. öffentlichen Anſtalten und Gemeinden, und wider dieſelben; 
5 e) Streitigkeiten über die Raͤumung einer Pacht oder Miethe; wenn der jaͤhr⸗ 

liche Zins 50 Rthlr. uͤberſteigt; 

Jahrgang 1817. G ) Kon⸗ 


Anſtellung 
der Klage. 


f) Konkurſe, Liquidationd = rs 
und Behandlung der Glaͤuviger; 
80 Synditarsklagen; 
h) Grenzſteitigkeiten; 
1) Gegenforderungen, welche im Hauptprozeſſe erörtert werden; 
K) Prozeſſe, bei welchen Perſonen konkurriren, die unter Vormundſchaft oder 
Kuratel ſtehen; n i : 
1) Die vormundſchaftlichen Prozeſſe, die Prodigalitaͤts⸗ und Bloͤdſinnigkeits⸗ 
Erklaͤrungen. 5 f ft 
$: 73. Erſcheinen Gerichtseingeſeſſene vor dem Friedensrichter, um einen 
ſchon verabredeten Vergleich aufnehmen zu laſſen, ſo iſt er, auch wenn die Sache 
zu den im H. 72. bezeichneten gehört, verpflichtet, ſich dem Geſchaͤfte zu unterziehen. 
H. 74. Derjenige, welcher die Anſtellung eines Prozeſſes beabſichtiget, 
reicht bei dem Friedensgerichte entweder eine vollſtaͤndige Klage ein, oder laͤßt ſich 
bei demſelben mündlich zum Protokoll vernehmen. 5 


zeſſe, Generalmoratorien, Guͤterabiretungen 


§. 75. Das Friedensgericht kann keinen Antrag auf den Verſuch der 


Suͤhne zuruͤckweiſen, wenn auch der angemeldete Anſpruch geſetzlich unzulaͤſſig er⸗ 
ſcheint. Es muß vielmehr 5 3 


Vorladung F. 76. beide Theile, den Verklagten unter Mittheilung der Klage und ih 
hei. ker etwanigen Beilagen, zu einem, für die Vergleichsunterhandlung beſtimmten, 
aber moͤglichſt nahen Termin, durch eine Abſchrift der Verfuͤgung vorladen. 
; $. 77. Wenn der Kläger ausbleibt, ſo wird angenommen, daß er von ſei⸗ 
nem Antrage zuruͤcktrete, und erſcheint der Verklagte nicht, ſo wird vorausgeſetzt, 
daß er zum Vergleiche nicht geneigt ſey. 3 7 
Beide Warnungen ſind in die zu erlaffenden, und durch den Gerichtsboten 
zu inſinuirenden Vorladungen aufzunehmen. e u. 
Wahrneh⸗ F. 78. Die Partheien find verpflichtet, den Suͤhnetermin in der Regel per⸗ 
Termins. ſönlich Wh eee N l 5 


§. 79 Die, welche am perfönlichen Erſcheinen verhindert find, koͤnnen 
ſich durch Bevollmaͤchtigte aus der Zahl der Juſtizkommiſſarien oder Advokaten, 
welche dem Gerichte zugewieſen find, oder durch ſonſt geſetzlich zulaͤſſige Manda⸗ 
tarien (vergl, Allgemeine Gerichtsordnung Th. 1. Tit. 3. §. 25. 20.), oder von 
Aſſiſtenten, die das Gericht auf ihr Anſuchen ihnen zuordnet, vertreten laſſen. 
§. 80. Die Mandatarien muͤſſen aber mit gerichtlicher Vollmacht zur Ab⸗ 
ſchließung eines Vergleichs verſehen ſeyn, oder, wenn ſie mit außergerichtlichem 
ene erſcheinen, unter dem Verſprechen, die fehlende gerichtliche Vollmacht 
nachzubringen, durch ſchriftliche Information des Machtgebers nachweiſen, daß 
und wie ſie zu guͤtlicher Unterhandlung authoriſirt ſind. = 
$. 81. Sind fie auf dieſe Weiſe nicht legitimirt, fo wird es angeſehen, als 
waͤre die bevollmaͤchtigende Parthei ungehorſam ausgeblieben. s 
F. 82. In der Hoffnung der kuͤnftigen Genehmigung, kann daher in der 
Regel kein Vergleich geſchloſſen werden. Treten indeſſen Umſtaͤnde ein, welche es 
dem Gerichte wahrſcheinlich machen, daß die Genehmigung erfolgen werde, oder 
iſt der Fall vorhanden, daß es dem Bevollmaͤchtigten nur in Nebenverabredungen 
an Authoriſation mangelt; oder iſt die Sache von ſolcher Bedeutung oder Weit⸗ 
laͤuftigkeit, daß fie in einem Termine nicht abgeſchloſſen werden kann, oder find 
a e HB end⸗ 
a Jet 
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endlich beide Theile uber die Anberaumung eines folgenden Termins einverſtanden; 
ſo hat es kein Bedenken, die Verhandlung an einem andern Tage fortzuſetzen. 
§. 83. Auf den Antrag des Klaͤgers hat die Ausſetzung eines, zum proroga⸗ 
Suͤhneverſuche anſtehenden Termins, keine Schwierigkeit. Wenn fie aber durch tion. 
ſeine Schuld ſo ſpaͤt erfolgt, daß dem Gegner davon vor dem Termin keine Nach⸗ 
richt gegeben werden kann; ſo muß ihm der Klaͤger die dadurch entſtehenden Ko⸗ 
ſten erſetzen. Auf das Geſuch des Verklagten kann dagegen ein Termin nicht an⸗ 
ders ausgeſetzt werden, als wenn er die Genehmigung des Klaͤgers beibringt, oder 
dringende Gruͤnde anfuͤhrt und beſcheinigt, welche ihn verhindert, den Termin 
perfünlich, oder durch einen Bevollmaͤchtigten, wahrzunehmen. 
Nach abgelaufenem Termine kann der Verklagte die Anberaumung eines 
neuen nicht mehr nachſuchen. 1 
$. 84. Erſcheint einer von beiden Theilen nicht, oder bleiben beide aus;  Berhans- 
fo wird darüber eine Verhandlung aufgenommen. . 1 
F. 85. Geſtellen ſich dagegen die beiderſeitigen Intereſſenten, fo wird uͤber 
den Gegenſtand des Streits, uber die Erklärung des Verklagten in Ruͤckſicht der 
Richtigkeit des Anſpruchs, über die gegenſeitigen Bergleichsantraͤge, und wenn 
die Partheien nicht zu einigen find, fiber die Vorſchlaͤge des Richters zur Beile⸗ 
gung der Sache, vollſtändig zu Protokoll verhandelt. 
f §. 80. Die Vorſchlaͤge des Richters muͤſſen durch Kenntniß der Sache 
und der Geſetze geleitet werden. Er muß ſich dabei uͤbereilter Einmiſchung in die 
Angelegenheiten der Partheien enthalten, und ſich bemuͤhen, durch unpartheüſche 
Theilnahme das Vertrauen der Intereſſenten zu gewinnen. Er darf keinen von 
ihnen uͤbereilen, und feine Vorhaltungen muͤſſen auch den Schein des Zwanges 
vermeiden. 3 a ö ? 
§. 87. Aeußert der Verklagte, daß er die Forderung des Gegners gar 
nicht anerkenne; fo wird dieſe Erklaͤrung niedergeſchrieben, und die Verhandlung 
geſchloſſen. i f 
N $. 88. Der Kläger kann im Termin ſeine Anträge ‚ändern, und der Ver⸗ 
klagte kann Gegenforderungen anbringen, nicht nur um zu kompenſiren, ſondern 
auch um feinen Anſpruch uberhaupt geltend zu machen, und die Sache zur pro⸗ 
zeſſualiſchen Erörterung vorzubereiten. a En 
§. 89. Litisdenunziationen, Interventionen, Adzitationen und Nomina⸗ 
tionen finden im Laufe des Suͤhneverſuchs nicht ſtatt. € 3 5 
§. 00. Vereinigen ſich die Partheien uͤber den Gegenſtand des Streites, Aufnahme 
ſo wird das Abkommen ſo vollſtaͤndig niedergeſchrieben, daß die Verhandlung als lach. 
ein ſelbſtſtaͤndiges Dokument angeſehen werden kann. a PR: 
0 §. 91. Die Intereſſenten erhalten auf ihr Verlangen Ausfertigungen der⸗ 
ſelben. s 5 
. 02. Soll ein Vergleich unter der Bedingung zu Stande kommen, daß 
ein Theil uͤber irgend eine Thatſache noch einen Eid leiſte, ſo muß mit Abnahme 
des Eides ſofort verfahren werden. Mit Vorladung und Vernehmung vorgeſchla⸗ 
gener Zeugen und Aufnahme anderer Beweismittel, kann ſich aber der Friedens⸗ 
richter nicht befaſſen. 2 N : 
§. 93. Alle von dem Friedensgerichte aufgenommene Verhandlungen, ha⸗ 
ben die Eigenſchaft gerichtlicher Dokumente. N 5 
= 8 2 2 e 94. 
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sn F. 04. Auf den Grund eines vor dem Friedensrichter 177 88 Ver⸗ 
gleich. gleichs (F. 90.) kann und ſoll vom demſelben die Exekution in allen Graden verfuͤ⸗ 
5 get und vollſtreckt werden. N i d | 


et kein §. 95. Sind die Partheien nicht zu vereinigen oder erſcheint der Verklagte 
SE auf gehörig beſcheinigte Vorladung nicht, ſo muß der Kläger daruber vernommen 
iommt, werden, ob er die Rechtsſache ſofort zur gerichtlichen Einleitung bringen will oder 
nicht. Im erſten Falle ſendet das Friedensgericht ſaͤmmtliche Verhandlungen an 
das betreffende Landgericht, im letztern dagegen werden die Akten bis auf fernern 
Antrag des Klaͤgers weggelegt. f ff 5 
SR $. 96. Dieſer Antrag iſt an keine Friſt gebunden. Treten indeſſen bis zu 
dem Zeitpunkte, wo er erfolgt, Veraͤnderungen in der Perſon des Verklagten ein, 
oder wird ein und derſelbe Anſpruch aus einem andern Fundamente verfolgt, ſo 
muß der Suͤhneverſuch wiederholt werden. je 1 8 
$.. 97. Die Verjaͤhrung wird durch die dem Verklagten geſchehene Behaͤn⸗ 
digung der vom Friedensgerichte erlaſſenen Vorladung unterbrochen. f 5 
Koßen. f H. 98. Jeder Vergleich muß auch den Koſtenpunkt zum Gegenſtande haben. 
N H. 00. Kommt der Vergleich zwiſchen den Partheien in der Hauptſache zu 
Stande, ohne daß dieſelben wegen der Koſten ſich vereinigen konnen, ſo ſoll der 
Vergleich dennoch Beſtand haben, und der Friedensrichter entſcheidet durch eine 
bloße Verfügung den Koſtenpunkt nach Analogie der Vorſchriften der Allgemeinen 
Gerichtsordnung Th. 1. Pit. 23. H. 2. bis 5. In der Regel ſollen in dieſem 
Falle die außergerichtlichen Koſten kompenſirt und die gerichtlichen von jedem Thei⸗ 
le zur Haͤlfte getragen werden. i ii 
$. 100. Die Koſten der exekutiviſchen Vollſtreckung eines Vergleiches, ent⸗ 
richtet der Schuldner unmittelbar an das Gericht. 
F. 101. Kommt kein Vergleich zu Stande oder der Verklagte erſcheint im 
Suͤhnetermin nicht, ſo wird in dem demnaͤchſt anzuſtellenden Prozeſſe uͤber die 
Verpflichtung zur Zahlung und zur Erſtattung der durch die Verhandlung im Frie⸗ 
densgerichte entſtandenen Koſten mit entſchieden. 
F. 102. Bis dahin kann weder der Kläger noch der Verklagte den Erſatz 
der Koſten fordern, welche ihm durch die Wann bei dem Friedensgericht 
verurſacht ſind. f Ey 
H. 103. Verzoͤgert indeſſen der Kläger den Antrag auf gerichtliche Einlei⸗ 
tung der Sache (F. 95.) über drei Monate, vom Tage der abgebrochenen Vergleichs⸗ 
Unterhandlung an gerechnet, ſo kann von ihm die Erſtattung der Koſten, welche 
er nicht ſelbſt veranlaßt hat, vorlaͤufig gefordert werden; das Friedensgericht muß 
fie feſtſetzen und die Einziehung veranlaſſen. Nett PR 7 


Stempel. H. 104. Die Verfuͤgungen und Verhandlungen der Friedensgerichte find 
ſtempelfrei. s EEE 8 
᷑. 105. Wird indeſſen ein Vergleich geſchloſſen, fo: wird die Haͤlfte des 
durch beſondere Geſetze bei Prozeſſen vorgeſchriebenen Werthſtempels erlegt. 
e H. 100. Zur Kognition der Friedensgerichte gehören: a mn 
kreis der a) Alle Prozeſſe, deren Gegenſtand ohne Hinzurechnung der etwa ruͤckſtaͤndigen 
ae Zinſen die Summe von Funfzig Thalern in Kourant oder in Golde nicht 


uͤberſteigt. Konkurs- und Liquidalionsſachen ſind ausgenommen; 
b) Alle Real⸗ und Verbalinjurienſachen, in ſofern ſie nicht zur kriminellen oder 
fiskalichen Einleitung geeignet find; Be 
o) Alle 


5 . 

c Alle Holzdefraudationen in Königlichen und Privatförſten ?; gun! | 
d) Alle Pacht: und Miethsſachen, bei welchen die jährliche Pacht oder Miethe 1 
die Summe von Funfzig Thalern in Kourant oder in Golde nicht uͤberſteigt; | 

e) Mit gleicher Einſchraͤnkung die Geſindeſachen; las Ir 32 N 
1) Poſſeſſorienprozeſſe, welche ſtaͤdtiſche oder baͤuerliche Grundſtuͤcke betreffen; : 1 
g) rüninalſachen, jedoch nur in ſo weit, als es auf Feſtſtellung des Thatbeſtan⸗ ll 
des und Verhaftung des Verbrechers ankomm . nen s | | 

$. 107. Zum Wirkungskreiſe der Friedensgerichte gehören auch Vormund⸗ a 
ſchaftsſachen und Erbregulirungen, wenn die Maſſe ohne Ruͤckſicht auf die etwa 
vorhandenen Schulden nicht über Zweihundert Thaler betraͤg t. Ze || 

F. 108. Desgleichen find ſie zur Ausübung der freiwilligen Gerichtsbarkeit o. n, ee. ee, 
bei Gegenſtaͤnden, welche ncht uͤber Zweihundert Thaler: hinausgehen, befugt und ame, 
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verpflichtet. Letztwillige Verfügungen und einſeitige Handlungen unter Lebendigen 188 1 71 
eee ee, 

| 

| 
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als Vollmachten, Schuldverſchreibungen und Duttungen, können dagegen von ih⸗ V 
nen ohne Unteyſchied des Gegenstandes. auf⸗ und angenommen werden. ene e 222, e, 
F. 100. Werden in Prozeſſen Rekonventionen angebracht, über welche im eu, 66 14-2 | 
5 5 N 7 ER , 
Hauptprozeſſe nach geſetzlicher Vorſchrift mit verhandelt werden mußz ſo gehoͤrt die .g, 2 


Erörterung und Entſcheidung, ſowohl der Konvention als der Nekonvention, ohne , a gen, en a, 
| Ruͤckſicht auf die Höhe des Gegenſtandes, vor das Friedensgericht. & % Hi, „ 
a H. Ia. Requiſttionen auswärtiger jedoch einländiſcher Gerichte, ſoll von — . 2 

den Friedensgerichten, das Objekt möge ſeyn welches es wolle, genügt werden . . an 
F. III. Ueberſchreitet ein Friedensgericht die Grenzen der dieſen Behoͤrden „7 Ya 2 . 7 

| verliehenen Gerichtsbarkeit, fo find zwar die Verhandlungen und⸗Entſcheidungen 8 , 
i deshalb nicht ungültig; es ſollen aber in Prozeſſen die Vorſchriften zur Nichtſchnur ee Bähr, 
dienen, welche die Allgemeine Gerichtsordnung Th. I. Pit. 10. H. 7. enthält, und 25 Ge e wg fo er | 

| 


bei den Verhandlungen freiwilliger Gerichtsbarkeit, die Vorſchriften der Allgemein... ee eee, 
nen Gerichtsordnung Th. 2. Pit. 2. H. 10. f ie ei Lage, fe, Ze Ei 
. 112. Die Friedensgerichte find. verpflichtet, von den betreffenden Landge⸗ eee, e, 
richten Auftraͤge⸗ anzunehmen e n eee e. ee, 
f H. 113. Bei Einleitung und Behandlung der Prozeßſachen ſollen im All⸗ Berfüheen “7-4 Bi 
gemeinen die Vorſchriften der Gerichtsordnung und ihres Anhanges, beſonders chen. zZ 255 IM 
aber die Beſtimmungen derſelben Th. 1. Pit. 25. H. 45. seg. und Pit. 26, Ab⸗ „, 5 Pu , 
ſchnitt 24 befolgt werden. Es findet daher bei den Friedens gerichten kein öffentliches. . , 
Verfahren ſtatt rd nme die pain en ne 317. 0 7 . . , 
| F. Lig. Klagen muüͤſſen entweder ſchriftlich ſubſtantifrt eingereicht oder beim e ee, 
Gerichte zu Protokoll angebracht werden. i 


nan 


T t n en die 89 e Klagen. ee ; , 

| Fi. IIS. Die fuͤr zulaͤſſig erachtete Klage wird dem Verklagten zugefertiget, ana. eee Mi 

| und beide Theile werden zum Verſuch der Suͤhne, für den Fall laber, daß Hei nicht Au are bee, 
Statt haben ſollte, zugleich zur Inſtruktion der Sache, unter geſetzlicher Warnung, ee kee fe, e, 

| Durch eine ſchriftlche Borkedung, zu einem beſtimmten Termin vorgeladen den ſie n 7 “a 


| entweder in Perſon oder durch einen gejeglich. zulaſſigen Mandatar wahrnehmen en een er re 
| müſſen aue 1:3 du e eee num? ne En ‚OST ‚2 ER BF ER 
| $. 116. Erſcheinen beide Theile, fo wird nach Anleitung der oben gegehhe⸗ 1 . BE 0 
r 2 5 ‚ og 2 N 5 r ar 12 2 OS > 7 — fa r. A 
\ nen Vorſchriften, die Sühne verſucht 8 und wenn dieſe nicht gelingt, zur Inſtruk . . bbs. 6e | 
17 apıpe | 
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tiowübergegangemsci\.lt. wein Bir ene 0 am „, 
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Appellg⸗ 
tionsverfah⸗ 
ven. 


laſſung ſchriftlicher Rechtsausfuͤhrungen, das Erkenntniß im letzten Termine ſo⸗ 
gleich abgefaßt, und den noch anweſenden Partheien eröffnet. e 


F. 118. Iſt wegen ander r dringender Geſchaͤfte, oder wegen Weitlaͤuf⸗ 
tigkeit oder Verwickelung der Sache, die ſofortige Abfaſſung des Urtels nicht 


moͤglich; ſo kann ſolche ausgeſetzt, die Partheien muͤſſen aber ſogleich zu einem der 


nächſten Gerichtstage, oder wenn. in der Allgemeinen Gerichtsordnung bei einzel⸗ 


nen Prozeß⸗ Arten ein kuͤrzerer Termin beſtimmt iſt, zu einem andern nähern Tage 


zum Zweck der Publikation des Erkenntniſſes vorgeladen werden. 

$ 119. Wegen Abfaſſung der Kontumazial⸗Erkenntniſſe, und in Anſe⸗ 
hung der gegen ſie ſtatt findenden Rechtsmittel, hat es bei den Vorſchriften der 
Allgemeinen Gerichtsordnung ſein Bewenden. 


F. 120. Die Appellationsfriſt wird von dem Tage an gerechnet, wo die 5 


Aushaͤndigung des Erkenntniſſes an die Partheien geſchehen iſt. f 

H. 121. In Anſehung des Gegenſtaudes, bei welchem das Rechtsmittel 
der Appellation nur zulaͤſſig iſt, dienen die in der Allgemeinen Gerichtsordnung 
und deſſen Anhange enthaltenen, fuͤr die Untergerichte gegebenen Beſtimmungen 
zur Richtſchnur. 5 g 


F. 122. Die zweite Inſtanz bildet das Landgericht, zu deſſen Geſchaͤftsbe⸗ 


a zirk der Kreis des betreffenden Friedensgerichts gehoͤrt. 


F. 123. Die Appellationsbeſchwerden koͤnnen muͤndlich zu Protokoll oder 
ſchriftlich angebracht werden. ! : 


$. 124. Sind Feine neuen Thatſachen zu eroͤrtern, oder neue Beweismit⸗ 


tel aufzunehmen, oder ſind die angegebenen von der Art, daß ſie dem Richter ſach⸗ 
dienlich nicht erſcheinen, oder wird der Bevollmaͤchtigte einer Parthei mit dem Ap⸗ 
pellationsberichte praͤkludirt; ſo werden die Akten ſofort an die zweite Inſtanz be⸗ 
foͤrdert, und der Gegenparthei wird unter Mittheilung der eingegangenen Schrif⸗ 


ten oder der aufgenommenen Verhandlungen, hiervon Nachricht gegeben. 


Verfahren 
in der Revi⸗ 
ſions⸗Inſtanz 


F. 125. Kommt es dagegen darauf an, eine neue Inſtruktion zu veranlaſ⸗ 
ſen, oder Beweis aufzunehmen; ſo geſchieht dies ohne Ausnahme bei dem Frie⸗ 
densgerichte. In ſofern es moͤglich it, wird aber einer, von dem Deputirten er⸗ 
ſter Inſtanz verſchiedenen Gerichtsperſon, die Verhandlung in Appellatorio auf- 

etragen. a . 
5 8. 126. Iſt dies Verfahren geſchloſſen, ſo werden, ohne Zulaſſung von 
Deduktionsſchriften, die Akten zur Abfaſſung des zweiten Erkenntniſſes abgeſandt. 
H. 127. Sobald von dem Landgerichte das Urtel zweiter Inſtanz eingehet, 


wird es den Partheien in einem anzuberaumenden Termine eroͤffnet. 


FH. 128. Von dem Tage des, den Partheien behaͤndigten zweiten Urtels, 
laͤuft die Friſt ee Einlegung des Rechtsmittels der dritten Inſtanz in den Faͤllen, 
wo ſie nach 3 
den Untergerichten ſchweben, mit Ruͤckſicht auf die F. 4006. naͤher beſtimmte Kogni⸗ 
tion der Friedensgerichte, zulaͤſſig iſſt t. 

H. 120. Haben die Partheien Rechtsbeiſtaͤnde, To wird der gewöhnliche 
Schriftwechſel eingeleitet. f ee 122 

F. 130. Tritt der sentgegengefeßte Fall ein, ſo wird der Nevident über 
feine Reviſtonsbeſchwerden, und der Reviſe mit feiner Antwort darauf, vom 
Richter in einem und demſelben Termine zu Protokoll vernmmmen. 


orſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung in Sachen, welche bei 


1 
1 
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ben hinaus, Feine, Gegenftänbe zur Depoſition angenommen werden konnen. 


oder Annahme, mit den ſie begleitenden Verhandlungen, zur Aufbewahrung an s i | 
— N | 
koſten ein, welche von demſelben deſervirt werden. 


BR ERS $, > =. 4 e 5 7 
chen, jedes in dem ihm angewieſenen Gefchäftskreife, diejenigen Behörden, wel⸗ gen führt. 
Gerichte des Großherzogthums die Entſcheidung in zweiter Inſtanz. = | 
| 
| 


ac. use —_ 2 SE 2 baren, San Fl Lee., een, 
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I 
F. 131. Iſt die Sache in dritter Inſtanz geſchloſſen, und iſt mit Zuzie⸗ | 
hung beider Theile die Inrotulation der Akten geſchehen; ſo werden die Akten wi Em 
a an das Ober⸗Appellationsgericht zu Po fen: zur letzten Entſcheidung ER I 
abgeſandt. 11750 s 57 
§. 132. Das von dort eingehende Urtel wird den Partheien in einem be⸗ | 
ſondern Termin eröffnet. 11218 i f f . 
F. 133. Die Depoſitalverwaltung geſchiehet bei den Friedensgerichten 1 
nach den Vorſchriften der Depoſitalordnung von 1783.; fe beſchraͤnkt ſich aber 
auf die ihnen verliehene Gerichtsbarkeit dergeſtalt, daß uͤber die Grenzen derſel⸗ 


1 


§. 134. Cin General- Depofitum ſoll bei den Friedensgerichten nicht kon⸗ 
ſtituirt werden. 5 Se 5 „ 
F. 135, Letztwillige Verordnungen werden unmittelbar nach ihrer Auf⸗ 


das vorgeſetzte Landgericht eingeſand. 


F. 130. Jedes Friedensgericht zieht zu einer beſondern Kaſſe die Gerichts⸗ fuse bertel; 


Von dem Verfahren in Kriminal- und fiskaliſchen Sachen a | 
137. Die, Inguifitoriate find in allen Kriminal⸗ und ſiskaliſchen Sa⸗ u 


Dritt ter AD ſch nt t.. nn 


1 


che din Unterſuchungen fuͤhren. . ER re 
$. 138. Die Abfaſſung der Erkenntniſſe gebührt den Landgerichten. mar. 
§. 159. Der Ort, wo ein Verbrechen begangen oder attendirt worden, a0 
oder in den Fallen, wo das Verbrechen im Auslande begangen iſt, der Ort, wo 1 
der Thaͤter ſich hat betreten laſſen, entſcheidet in jeder vorkommenden Sache 
daruͤber, welchem Landgerichte die Abfaſſung des Urtels erſter Inſtanz gebuͤhrt. 
F. 140. Bei eingewandtem Rechtsmittel der weiteren Bertheidigung wird 
der Inſtanzenzug beobachtet, welcher fuͤr die Civilſachen zwiſchen den Landgerich⸗ 
ten regulirt iſt. F en „ 
F. 141. Nur in den Sachen, wo in erſter Inſtanz auf eine, zehn Jahre 
uͤberſteigende Beraubung der Freiheit erkannt iſt, gebührt dem Ober⸗Appellations⸗ 


Wo die 


F. 142. Im uͤbrigen hat es bei den Vorſchriften der Kriminalordnung, 
und den ſpaͤtern erlaͤuternden Beſtimmungen oder Ergänzungen, fein Bewenden. 


Vierter ab chnet, , 

Von der Geſchaͤftsſprache in den, Gerichten. e Be I 
F. 143. Beide Sprachen, die deutſche und die polnische, ſind nach dem ehe, 1... | 
JJJJJ%/%%/ ̃ ͤ̃ 9.» 1 nimm Am, 


F. 144. Bei der Correſpondenz mit offentlichen Behörden, das König⸗ ese. 97. Ce, 
reich Polen ausgenommen, und in ihren Berichten an die vorgeſetzten Kollegig, e bau, ee, , 
bedienen fie ſich der deutſchen Sprache ausſchließlich. i „„ 

§. 1450. fee. Seam C | 
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ae 25 Der F. 145. Sind in einem Prozeſſe beide Theile nur der polniſchen Sprache 
, en. mächtig, ſo erfolgt in derſelben der öffentliche Vortrag, und die Aufnahme der 


. 105.200. Verhandlungen nebſt der Eniſcheidung; doch kann der Vortrag durch die Sach⸗ 
tee, ae walter auch in deutſcher Sprache geſchehen, wenn die der polniſchen Sprache nur 
ee, & , me, kündigen Partheien nicht zugegen find: e N 

e , F. 146. Iſt zwiſchen beiden Theilen eine Verſchiedenheit in Anſehung der 
N emp BR Sprache, pw entſcheidet die Sprache des Klaͤgers, in welcher verhandelt und er⸗ 
u , kant werden ſoll, in ſofern er nur der deutſchen oder der polniſchen mächtig 
f iſt. Iſt er keiner gewachſen, fo wird in deutſcher Sprache verfahren. . 


A l. Lee, ce. e „ x = 
1 „„ F. 147. Der Aufnahme eines deutſchen oder polniſchen Nebenprotokolls 
„ vdekdarf es niht 8 


a, , eee, F. 148. Bei Zeugen, Sachverſtaͤndigen und andern dergleichen Perſonen, 
a, cg ald. Zr werden die Protokolle in ihrer Sprache, wenn ſie der deutſchen oder polniſchen 
FP kundig ſind, ſonſt aber in deutſcher Sprache ohne alle Einſchraͤnkung aufgenommen. 
% 1 Ben Schriftwechſel wird die Feſtſetzung des H. 146. ebenfalks 
1 „ beobachtet; es ſteht jedoch jeder Parthei frei, ihre zur Mittheilung an den andern 

Ben 2 Theil geeigneten Eingaben und Schriften, in beiden Sprachen einzureichen. 
. Geſchieht dies, ſo werden ſie dem Gegner in ſeiner, und wenn er keine 

8 von beiden Sprachen verſteht, in der deutſchen mitgetheilt. = 
F. 150. Iſt der Klaͤger der deutſchen und polniſchen Sprache gleich maͤch⸗ 

tig, ſo ſoll in der deutſchen verfahren werden. 8 
Bet Ver H. 151. Bei zweiſeitigen Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
en, bei Aufnahme von Vergleichen, bei Erbregulirungen und Auseinanderſetzungen 
gi Gerichts- in Vormundſchaftsſachen, werden, wenn Intereſſenten zum Theile der deutfchen, 
arkelt. und zum Theile nur der polniſchen Sprache maͤchtig ſind, die Verhandlungen 
in beiden Sprachen aufgenommen. . 3 . 

p. 182. Bei einſeitigen Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, dient die 
Sprache der Erklaͤrenden zur Richtſchnuntr. „„ 
F. 153. Iſt aber die Verhandlung zum Gebrauche beim Hypothekenbuche 
beſtimmt, fo muß fe, wenn der Ausſteller ihrer auch nicht mächtig iſt, dennoch 

in deutſcher Sprache mit aufgenommen werden. rer: 

5. 154. Verlangt ein, der polniſchen oder deutſchen Sprache nicht kun⸗ 
diger Intereſſent, daß ein Akt neben der ſeinigen, auch in polniſcher oder deut⸗ 
| f er Sprache aufgenommen werde; fo muß es geſchehen. ö | 
N 5 Bei Nota⸗ F. 155. Notarien, Juſtizkommiſſarien und Advokaten, haben bei Auf⸗ 
& Kasse nahme von Dokumenten, vorſtehende Anordnungen ebenfalls zu befolgen. 4 
zahme ve MR 


* 


Handlungen. ’ 
ee Ban $. 156. In Kriminal- und fiskaliſchen Sachen, werden zwar die Vor⸗ 
naſſachen, ſchriften des §. 58. u. f. der Kriminalordnung beobachtet; es ſollen jedoch bei An⸗ 
g geſchuldigten, welche der polniſchen Sprache allein kundig ſind, die Protokolle | 
k über ihre Vernehmung blos in ihrer Sprache aufgenommen werden, es ſey denn, | 
\ Haß die kuͤnftige Entſcheidung zur Beſtaͤtigung eingereicht werden mußte. Als⸗ 
1 dann ſoll eine deutſche Nebenverhandlung beigefügt: werden. 5 | 
Die Abfaſſung der Erkenntniſſe ſoll dagegen ohne Unterſchied in deutſcher 
Sprache erfolgen. 55 | | 


RN OST. 
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e „ an der Aufſicht uber die Gerichte. 
r. 157. Dem Ober⸗ Appellationsgerichte zu Poſen wird, mier den Beſeh⸗ 


den — Chefs der Juſtiz, die obere Aufſi cht uͤber die Juſtizbehoͤrden und die Ju⸗ 
ſtizoffizianten un; Großherzogthum Poſen, in Anſehung ihrer See eee 
und in allen Angelegenheiten der Disziplin übertragen, und in dem Kollegio 
durch eine darin zu formirende Sektion Ausgeer. 

G. 188, Dem gemaͤß ſind alle Juſtizbehörden des Landes und alle Beam⸗ 


Hue, ee. ee, 
F,, . 


ie, hoe ᷓ aeg . ll 


een der Juſtiz, zum Gehorſam und zur Subordination gegen das Ober⸗ Apella⸗ 


tionsgericht verpflichtet. 
$. 159. Die Friedensgerichte ft ſind den Landgerichten zunaͤchſt im Dienſte 
untergeordnet. 
160. Zwiſchen den Landgerichten und Inquiſi itoriaten, findet keine Sub⸗ 
ordiinafüonverbinbung ſtatt. 
$. 167. Die Landgerichte und Inquiſttoriate werden der unmittelbaren 

Leitung des Ober-Apellationsgerichts anvertraut. 

F. 162. Das Ober⸗Appellationsgericht und die Landesgerichte uͤben die 
Dienſtaufſicht nach den Vorſchriften, welche die Allgemeine Gerichtsordnung 
Th. 3. Tit. J. und 8. enthält. 

F. 163. Beſchwerden uͤber die Friedensgerichte gehören vor die Landge⸗ 
richte, und die uͤber die Landgerichte, fo wie über die Inquiſitoriate, vor das 
Ober⸗ . Ae de 

$. 16 llle die Juſtizverwaltung betreffenden, und von hoͤherer Ent⸗ 
ſcheidung abängenbech Angelegenheiten, werben dem Chef der en durch Das 

Sr Appellationsgericht vorgetragen. 


Sechster A bſchnitt. 
Von Beſetzung der Stellen im Juſtizdienſte und Bildung der 
Beamten. 
H. 165. Bei Beſetzung der Aemter in der Juſtizverwaltung des Großher⸗ 
la Poſen, ſoll kuͤnftig diejenige X Qualifikation gefordert werden, welche die 
x igemeine, Gerichtsordnung im dritten Theile vorſchreibt. 
F. 160. Die Mitglieder des Ober⸗Appellationsgerichts und der Landgerichte, 
We Bam ‚aan in der Folge die angeordneten drei Prüfungen beſtanden haben. 
Die Eingebornen des Großherzogthums, welche ſich zum richter⸗ 
lichen 1 beftimmen, ſollen auf einer Deutſchen Univerfität die Rechte ſtudiren. 
H. 168. Iſt dieſe Beſtimmung erfuͤllt, ſo haͤngt es von ihrer Wahl ab, ob 
ſie bet den Gerichten der aͤltern Koͤniglichen Staaten, oder bei den Juſtizbehoͤr⸗ 
den des Großherzogthums ſich praktiſch ausbilden wollen. 
. 169. Im letztern Falle können ſie ſich bei den Landgerichten, nach vor⸗ 
hergegangener Pruͤfung, anſtellen laſſen. 
$. 170. Die Prufung zum Amte eines Auskultators und Referendarii, 
geſchieht durch die Landgerichte. 
H. 171. Die G zum Auskultator erfolgt durch das Ober⸗Appella⸗ 
tionsgericht auf den Bericht des betreffenden Landgerichts, welchem die Verhandlung 


> 


über das abgelegte Examen und das Gutachten der Examinatoren beigefügt ſeyn muß“ 
Jahrgang 1817. H H. 172. 


Siebenter Ab ſchnit t. 


lügen $. 176. Die durch das Patent vom 23ſten Auguſt 1815. A den Preußi⸗ 
Vorſchriften. chen Staaten eingeführten allgemeinen Gebuͤhrentaxen, ſollen auch den Gerichten 


des Großherzogthums Poſen, ſo wie den bei denſelben angeſtellten Juſtizkommiſ⸗ 
ſarien, Advokaten und Notarien, zur Richtſchnur dienen. ® 
F. 177. Das Ober⸗Appellationsgericht erhebt die Gebühren nach der Taxe 


fuͤr die Landesjuſtzzkollegia. = 


$. 178. Den Landgerichten dient die Gebüͤhrentaxe für die Stadtgerichte 


in den großen Staͤdten zur Norm, und nach dieſer achten ſich auch die Friedens⸗ 


Entſcheidung der Landgerichte unterworfen find, 


a $. 179. In ihren übrigen Funktionen befolgen die Friedensgerichte die, 
ſaͤmmtlichen Untergerichten, mit Ausnahme der Stadtgerichte in den großen Staͤd⸗ 


ten, vorgeſchriebene Gebuͤhrentaxe. n 8833 
F. 180. Ob die Verhandlungen in deutſcher oder polniſcher Sprache erfol⸗ 
gen, macht in der Regel keinen Unterſchied, und es ſoll auch da, wo vorſchrifts⸗ 
mäßig in beiden Sprachen verhandelt werden muß, für die Aufnahme und Aus⸗ 
fertigung keine Erhoͤhung der Gebuͤhren ſtatt finden. 0 ö 


e * 


Werden aber auf ausdruͤckliches Verlangen einer Parthei, in Faͤllen, 
wo es nur in einer Sprache geſchehen darf, Verhandlungen auch in der zweiten 
aufgenommen und ausgefertigt, Jo ſoll der Gebuͤhrenſatz dafür um ein Drittheil er⸗ 
hoͤhet, und von der antragenden Parthei eingezogen werden. . 
. & e 81. 


7 


gerichte als ſolche, da ſie den Vergleich nur in ſolchen Sachen verſuchen, die der 


F. 181. Die ee eee e eee e und 
bei den Friedensgerichten erhalten die Gebuͤhren nach der fuͤr die Juſtizkommiſſarien 
beſtimmten Taxe. Wird in dieſer, in Ruͤckſicht der anzusetzenden Gebuͤhren ein 
Unterſchied gemacht, je nachdem die Verhandlung bei einem Obergerichte oder bei 
Stadtgerichten in den großen Staͤdten oder bei andern Wen erfolgt, ſo 
werden den Juſtizkommiſſarien und Advokaten fuͤr die Arbeiten bei dem Ober⸗Appel⸗ 
lationsgerichte in Rekursſachen die Gebuͤhren wie fuͤr Verhandlungen bei den Ober⸗ 
gerichten zugebilliget, wogegen ſie ſolche fuͤr die Verhandlungen bei den Landgerich⸗ 
ten nach der Gebührenfare fuͤr die Land⸗ und Stadtgerichte in großen Städten 
erhalten. Nach derſelben liguidiren fie auch für Bemuͤhungen bei den Friedens⸗ 
gerichten, wenn ſie bei denſelhen, als eigentlich die Suͤhne verſuchende Behörden; 
ihr Amt verwaltet haben. Bei den Friedensgerichten, als entſcheidende Behoͤr⸗ 
den, konnen ſie aber nur nach der Gebuͤhrentaxe fuͤr ſaͤmmtliche Untergerichte, mit 


Ausnahme der Stadtgerichte in den großen Staͤdten, ihre Liquidationen einrichten. 


— 


N $. 182. Die Landgerichte ſollen die Taxen für die Stadtgerichte in großen Beſondere 
Staͤdten in allen Prozeſſen, deren Einleitung und Inſtruktion nach Vorſchrift der a ee 
Allgemeinen Gerichtsordnung erfolgt, ohne Einſchraͤnkung zur Anwendung bringen, Landgerichte. 
9. 183. Wo das muͤndliche Verfahren ſtatt findet, ſoll für die erſte Vor⸗ 
ladung der Partheien der Gebuͤhrenſatz genommen werden, welcher fuͤr Vorlg gz 
dungen zum Beantwortungs⸗ und Inſtruktionstermin angeordnet iſt. 
„F. 184. Werden iin Laufe eines ſolchen Prozeſſes Verfuͤgungen und Ent⸗ 
ſcheidungen erlaſſen, ſo tritt der gewöhnliche Gebuͤhrenſatz nach der ore ein er 
F. 185. Erfolgt auf den Grund des muͤndlichen Vortrags die Entſchei⸗ 
dung der Hauptſache, fo ſoll für das mündliche Verfahren der niedrigſte Satz der 
Inſtruktionsgebuͤhren nach den verſchiedenen Kolonnen genommen werden. 
F. 186. Dagegen find in ſolchem Falle für das Erkenntniß die vollen 
Urtelsgebuͤhren anzuſetzen. Fuͤr die Publikation des Erkenntniſſes werden aber nur 
dann die taxmaßigen Gebuͤhren geſtattet, wenn ſie nicht gleich nach dem muͤndlichen 
Vortrage erfolgen kann, ſondern ein beſonderer Termin dazu angeſetzt werden muß. 
F. 187. Der Aufruf der Sachen zum muͤndlichen Vortrage geſchieht koſtenfrei. 
. 188. Die Beſtimmungen des §. 182 bis 187. gelten auch von dem Ver⸗ 
fahren in der Appellationsinſtanzz m . e e ee e, ee e e in) 
„ . 189. Wenn das Friedensgericht einen Vergleich auf den Antrag der ) für bie 
ſich meldenden Gerichtseingeſeſſenen, ohne vorhergegangene Vorladung, fogleich . 
gufnimmt, ſo tritt der Gebuͤhrenſatz unter 85. des fuͤnften Abſchnitts der Taxe > 
fuͤr die Stadtgerichte in großen Staͤdten einn 
e . 100. Läßt eine Parthei den Antrag zur Veranlaſſung des Suͤhnever⸗ 
ſuchs zum Protokoll aufnehmen, ſo werden die Gebuͤhren nach dem Satze fuͤr die 
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Aufnahme einer Klageanmeldung lignidirt n 19 
F. 10 Wird die vollſtaͤndige Klage bei dem Friedensgerichte zum Pro⸗ 
tokoll aufgenommen, fo treten die Satze der Taxe fuͤr die Aufnahme der Klage ein. 
F. 102. Die Gebühren für die Vorladung Zum Suͤhnetermin, werden 
nach den Satzen der Taxe für die Vorladüngen zum Juſtruktionstermine liguidirt. 
§. 198. Wird di wo Friedensgerichte eee ſo ſind die 

) 


BR) 1 a 0 
Gebühren nach der Beſtimmung unter AL. des gierten Abſchnitts der Taxe für 
„ endende ee 


die Stabdtgerichte in großen: Städten anzuſetzen, 1 
\ “ 1 N 4 5 N 5 „ l : 1 11 1 7 : ur BE 4144 $ 194. 


PPP 


. 


S. 104. Fomint der Vergleich nicht zu Stande, ſd wird, falls die Par⸗ 
theien erſchienen ſind, wie fuͤr einen einzelnen Termin in Prozeßangelegenheiten, 
falls aber ein Theil oder beide ausgeblieben ſind, wie fur einen Termin, welcher durch 
die Schuld der Partheien vereitelt worden, nach 40. Abſchnitt 4. der Taxe liquidirt. 

8.198, Erfolgt die gütliche Beilegung nicht ſogleich im erſten Termine, 
ſondern werden zwei oder mehrere Termine abgehalten n ſo finden außer den 
F. 103“ bezeichneten Vergleichsgebuͤhren, die Sätze der Taxe für jeden eiſtzelnen 
Termin ebenfalls ſtatt, Voraus geſetzt, daß ein oder beide Theile die Anſetzung 
des zweiten oder mehrerer Termine veranlaßt haben 1 

8. 106. Fuͤr die durch Prorogationsgeſuche der Partheien, oder ſonſt im 
Laufe der Sache durch fie veranlaßten Verfügungen, werden die Gebühren ſo, 
wie füt die im Laufe eines Prozeſſes ergehenden Verfügungen, ma re t 

un. 861197." DiehallgemeineSeftfegung des §. 179, findet Ruͤckſichts der nach 
Fu 106. vor die Friedensgerichte gehörigen Prozeſſe „auch in den Faͤllen ſtatt, wo 


% die Sache verglichen wird | Br 
ee F. 198. In den Sachen, welche bei den Landgerichten mündlich vorge⸗ 
wiel on tragen werden, erhalten die Juſtizkommiſſarien und Advokaten die Gebuͤhren wie 


e in Prozeſſen, die fehriftlich verhandelt werden, für die Einziehung der Informa⸗ 


ten. tion SS 20% biz e 
§. 199.“ Die in der Gebuͤhrentaxe fur die Juſtizkommiſſarien Abſchnitt I. 


Nr. 22. Anmerkung 2. ee Ausnahme, nach welcher die Parthei, 
welche ſich ohne Nothwendigkeit in Sachen der erſten, zweiten und dritten Ko⸗ 
lonne der Taxe eines Juſtizkommiſſarüi bedient hat, den Erſatz der Gebuͤhren 
vom Gegentheil nicht fordern kann, Toll‘ Ruͤckſichts der, bei den Landgerichten 


zum muͤndlichen Vortrage gebrachten Prozeſſe, nicht ſtatt finden. IE ie 
lan g. 200. Für die, bei den Friedensgerichten erfolgenden Suͤhneverſuche 
und Vergleiche, können die Juſtizkommiſſarlen und Advokaten nur dann Gebuh⸗ 
ren von dem Gegentheil erſetzt fordern, wenn ihre Parthei nach der diesfaͤlligen 
Vorſchrift perfönlich zu erſcheinen nicht verbunden war; ſondern ſich durch einen 
Sachwalter vertreten laſſen konnte. f 


K. 201. Fuͤr die Einziehung der Information kann der Juſtizkommiſſa⸗ 


die vollen Gebühren liquidiren, wog en ihm 

für die Abwartung der Termine zum Suͤhneverſuche nur die in der Taxe für 
einzelne Termine in Prozeſſen angeſetzten Gebuͤhren, zugebilliget werden koͤnnen. 

F. 202. Bedient ſich die Parthei, wenn die Sache bei dem Friedensgerichte nicht 
verglichen wird, zur Fortſetzung derſelben bei dem Landgericht des naͤmlichen Sach⸗ 

walters; ſo kann er nicht von neuem fuͤr die e der Information liquidiren. 

1) in Kri- % . 203. In Kriminal⸗Unterſuchungen wird die Gebuͤhrentaxe in Anwen⸗ 
En dung gebracht, welche der Friminalordnung angehaͤngt iſt m ñͥ 
hungen. c Wir befehlen linſern Gerichten im Großherzogthum Poſen, dieſes Geſetz ur Aus⸗ 
führung zu bringen, und allen Unſernulnterthanen, ſolches auf dae genaueſte zu! efolgen. 

nero Urkundlich bene eee ae mit. 

Unſerm Königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. egeben Berlin, den 9. Februar 1817. 


(s) Friedkich Wilhelm 


rius auch bei dem Friedensgerichte 
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C. Zürft v. Hardenberg. v. Kircheiſen. Graf v, are „. Schuckmann⸗ 


101 W. Fürſt zu Wittgenstein. v. Boyen. 


